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Kraftloserklärung einer Sparurkunde 

Da die Sparurkunde Nr. 3741589802, ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der ehemaligen 
Sparkasse Detmold, aufgrund unseres Aufgebots vom 02.11.2021 nicht 
vorgelegt wurden, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn,11.Februar2022 

Sparkasse Paderborn-Detmo1d 
Der Vorstand 
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Aufgebot einer Sparurkunde 

Die Sparurkunde Nr. 3560133419 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der ehemaligen 
Sparkasse Paderborn ist abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine Rechte 
binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 

Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 24.02 .2022 

Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 
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www.gd.rww.de --------------------

Geologischer Dienst NRW-Landesbetrieb- Postfach 10 07 63 · D-47707 Kre1'eld 

Radon-Bodenluftmessungen in Nordrhein-Westfalen 

De-Greiff-Straße 195 

D-47803 Kreield 
Fon +49(0)2151897-o 

Fax +49(0)2151 897-505 

poststelle@gd.nrw.de 

Helaba 
Girozentrale 
!BAN: DE31300500000004005617 

BIC: WELADEDD 

Mit der Messung von Radon in der Bodenluft an weiteren 260 Stellen in Nordrhein-Westfalen wird 
das Messprogramm der Jahre 2019-2021 im Jahr 2022 fortgesetzt. Der GD NRW plant und führt 
auch dieses Messprogramm im Auftrag des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Nordrhein-Westfalen durch. 

Ziel des Messprogrammes der Jahre 2019 -2021 war es, eine aussagekräftige Datenbasis :fiir die 
mögliche Ausweisung von Radan-Vorsorgegebieten in Nordrhein-Westfalen gemäß § 121 
Strahlenschutzgesetz zu schaffen und das Messstellennetz erheblich zu verdichten. Nach derzeitigem 
Kenntnisstand besteht in Nordrhein-Westfalen keine Notwendigkeit, Radan-Vorsorgegebiete 
auszuweisen. 

Die Datenbasis wurde durch die insgesamt 440 Messungen deutlich verbessert, um eine mögliche 
Gefährdung der Bevölkerung durch Radon noch sicherer beurteilen zu können. Die Datenverdichtung 
wird 2022 mit weiteren 260 Radon-Bodenluftmessungen fortgeführt. 

'Zeitraum I März 2022 bis August 2022 

Die mit den Untersuchungen Beauftragten sind auf Grund des § 165 StrSchG berechtigt, Grundstücke 
zu betreten, um die erforderlichen Bodenluftmessungen durchzuführen und Proben zu nehmen. 

Im Rahmen der Messungen sind Bohrungen mit einem Durchmesser von 40 mm bis 1,10 m Tiefe 
erforderlich. Die in das Bohrloch eingebrachte Bodenluftsonde hat einen Durchmesser von 30 mm. 

Etwaige durch die Inanspruchnahme entstehende Schäden werden nach den allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen ersetzt. 

Im Dienste der Allgemeinheit wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der vom 
Geologischen Dienst NR W beauftragten Firma bei der Erledigung ihrer Arbeiten zu unterstützen. 

Ihre Ansprecbpartner Dr. Ludger Kralm: 
Christa Claßen: 
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Bekanntmachung 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Landtagswahl am 15. Mai 2022 

I. Die Wählerverzeichnisse zur Landtagswahl für die Stimmbezirke der Stadt Mars­
berg werden in der Zeit vom 25. bis 29. April 2022 (20. bis 16. Tage vor der Wahl) wäh­
rend der allgemeinen Öffnungszeiten 

im Rathaus, Zimmer 08 (EG), Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg 

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jede/r Wahlberechtigte kann 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner/ihrer Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e Wahlberechtigte/r die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er/sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen 
sich die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten der Wahlbe­
rechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß§ 51 Abs. 1 des Bun­
desmeldegesetzes eingetragen ist. 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnah­
me ist durch ein Datensichtgerät möglich. 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahl­
schein hat. 

II. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der 
allgemeinen Öffnungszeiten, innerhalb der Einsichtsfrist, spätestens am 29. April 
2022 bis 12.30 Uhr, bei dem Bürgermeister, Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg, Ein­
spruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Nieder­
schrift eingelegt werden. 

II I. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spä­
testens zum 24. April 2022 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, 
muss Einspruch einlegen, wenn er/sie nicht Gefahr laufen will, dass er/sie sein 
Wahlrecht nicht ausüben kann. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden 
und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhal­
ten keine Wahlbenachrichtigung. 
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IV. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 

125 Hochsauerlandkreis II 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises oder 
durch Briefwahl teilnehmen. 

V. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

1. jede/r in das Wählerverzeichnis eingetragene/r Wahlberechtigte/r, 

2. ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene/r Wahlberechtigte/r 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertre­
tenden Grund die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis (bis zum 
29. April 2022) versäumt hat, 

b) er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertretenden Grund nicht in das 
Wählerverzeichnis aufgenommen worden ist, 

c) wenn seine/ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach Ab­
lauf der Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis entstanden ist oder 
sich herausstellt. 

VI. Wahlscheine können von eingetragenen Wahlberechtigten bis zum zweiten Tag 
vor der Wahl, 13. Mai 2022, 18.00 Uhr, bei dem Bürgermeister (Wahlamt) mündlich 
oder schriftlich beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fern­
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in 
elektronischer Form als gewahrt. Fernmündliche Anträge sind unzulässig und kön­
nen deshalb nicht entgegengenommen werden. Ein/e behinderte/r Wahlberechtig­
te/r kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
Der/die Antragsteller(in) muss Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und seine 
Wohnanschrift angeben. 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes 
nicht oder nur unter nicht zurnutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der An­
trag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass ihm/ihr der beantragte Wahl­
schein nicht zugegangen ist, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, 
ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

Nicht eingetragene Wahlberechtigte können unter den in Ziffer V. 2. a) bis c) an­
gegebenen Voraussetzungen den Antrag noch am Wahltag bis 15.00 Uhr stellen. 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftli­
chen Vollmacht nachweisen, dass er/sie dazu berechtigt ist. 

VII. Mit dem Wahlschein erhält der/die Wahlberechtigte 

einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
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einen amtlichen roten Wahlbriefumschlag, auf dem die vollständige Anschrift, an 
die der Wahlbrief zu übersenden ist, sowie die Bezeichnung der Gemeindebe­
hörde, die den Wahlschein ausgestellt hat, und die Wahlscheinnummer oder der 
Stimmbezirk angegeben sind. 
ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist 
nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vor­
lage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Per­
son nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie dem Bürgermeister vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die 
bevollmächtigte Person auszuweisen. 

Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt ihn in den 
besonderen amtlichen Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet 
die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt, steckt den un­
terschriebenen Wahlschein und den Stimmzettelumschlag in den besonderen 
Wahlbriefumschlag und verschließt den Wahlbriefumschlag. 

Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief mit dem Stimmzettel 
und dem Wahlschein so rechtzeitig an den Bürgermeister absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland von der Deutschen 
Post AG als Standardbrief ohne besondere Versendungsform unentgeltlich beför­
dert. 

Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

Nähere Hinweise darüber, wie der/die Wähler/in die Briefwahl auszuüben hat, sind 
dem Merkblatt für die Briefwahl, das mit den Briefwahlunterlagen übersandt wird, zu 
entnehmen. 

Marsberg, den 29.03.2022 

T. Sehröder 
(Bürgermeister) 
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Stadt Marsberg 
Der Bürgermeister 

- Örtl. Ordnungsbehörde -
A z : 32- 82- 02 

Marsberg, den 30. März 2022 

Widmung von Straßen gern. § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein­

Westfalen 

Herstellung der Straße ,.Am Bruch" im Stadtteil Essentho (Gern. Essentho Flur 4, Flurstück 
437). 

Die betreffende Straße ist in dem beigefügten Lageplan gekennzeiclmet. 

Es handelt sich um Gemeindestraßen ( Anliegerstraßen ) im Sinne des Straßen- und 

Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Die vorgenannten Straßen werden hiermit für den öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Recht5.·behelf�;belehrung: 

Gegen die vorstehende Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße I. 59821 Arnsberg, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem 
sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die flir die 
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer­
Rechtsverkehr-Verordnung- ERVV) vom 24. November 2017 (BGBI. I S. 3803). 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefugt werden. 

Falls die Frist durch Verschulden eines von Ihnen Bevollmtichtigten versäumt werden sollte, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

Hinweis: 
Weitere Informalionen erhalten Sie aulder Internetseite >l'W>F.justiz.de. 

(};� 
( T. Sehröder) 
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Stadt M a r s b e r g 
- Der Bürgermeister -

Marsberg, den 04.04.2022 

Amt für Planung und Liegenschaften 
AZ: 61  - 26-04/06 

B e k a n n t m a c h u n g  

1 .  Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 "Am Bruch" 
der Stadt Marsberg im Stadtteil Essentho 

hier: - Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 31.03.2022 gem. § 10 BauGB i.V.m. 
§§ 7 und 41  GO NRW die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 "Am Bruch" im Stadtteil 
Essentho als Satzung beschlossen: 

"Oie 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 "Am Bruch" wird einschließlich der 
zugehörigen Begründung als Satzung gern. § 10 BauGB beschlossen." 

Bekanntmachungsanordnung 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wird gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Geltungsbereich ist im beigefügten Lageplan, welcher keine Planaussagen enthält, 
gekennzeichnet. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt dieser Bebauungsplan 
gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 

Der Bebauungsplan mit zugehöriger Begründung wird im Rathaus der Stadt Marsberg, Amt für 
Planung und Liegenschaften, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Zusätzlich können die rechtskräftigen Bebauungspläne auf der Internetseite der 
Stadt Marsberg 

https://www.marsberg.de 

unter der Rubrik "Bürger"; Unterpunkte "Bauen und Wohnen", - "Bauleitplanung", -
"Rechtskräftige Bebauungspläne" eingesehen werden. 

Hinweise: 
1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 

Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch den Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

2) Auf die Vorschriften des§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen: Unbeachtlich werden 
a) eine nach§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Normvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
c) nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Marsberg unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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3) E ine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
kann gemäß§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und dabei 

die verletzende Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.04.2022 
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Stadt M a r s b e r g 
- Der Bürgermeister -

Marsberg, den 04.04.2022 

Amt für Planung und Liegenschaften 
AZ: 61 - 26- 04/12 

B e k a n n t m a c h u n g 

2. Änderung des Bebauung splanes Nr. 1 0  "Grundsillingsen" 
der Stadt Marsberg im Stadtteil Niedermarsberg 

hier: - Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 31.03.2022 gern.§ 10 BauGB i.V.m. 
§§ 7 und 41 GO NRW die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 "Grundsillingsen" im 
Stadtteil Niedermarsberg als Satzung beschlossen: 

"Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 "Grundsi/lingsen" wird einschließlich der 
zugehörigen Begründung als Satzung gem. § 10 BauGB beschlossen." 

Bekanntmachungsanordnung 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wird gemäß§ 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Geltungsbereich ist im beigefügten Lageplan, welcher keine Planaussagen enthält, 
gekennzeichnet. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt dieser Bebauungsplan 
gern. § 1 0 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 

Der Bebauungsplan mit zugehöriger Begründung wird im Rathaus der Stadt Marsberg, Amt für 
Planung und Liegenschaften, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Zusätzlich können die rechtskräftigen Bebauungspläne auf der Internetseite der 
Stadt Marsberg 

https://www.marsberg.de 

unter der Rubrik "Bürger"; Unterpunkte "Bauen und Wohnen", - "Bauleitplanung", -
"Rechtskräftige Bebauungspläne" eingesehen werden. 

Hinweise: 
1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 

Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch den Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

2) Auf die Vorschriften des§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen: Unbeachtlich werden 
a) eine nach§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Normvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
c) nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Marsberg unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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3) E ine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
kann gemäß§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und dabei 

die verletzende Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.04.2022 
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Stadt M a r s b e r g 
- Der Bürgermeister -

Marsberg, den 04.04.2022 

Amt für Planung und Liegenschaften 
AZ: 61 - 26- 04/12 

B e k a n n t m a c h u n g 

6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Vor dem Oesterholz" 
der Stadt Marsberg im Stadtteil Niedermarsberg 

hier: - Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 31. 03.2022 gem. § 10 BauGB i.V.m. 
§§ 7 und 41 GO NRW die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Vor dem Oesterholz" im 
Stadtteil Niedermarsberg als Satzung beschlossen: 

"Die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Vor dem Oesterholz" wird einschließlich der 
zugehörigen Begründung als Satzung gem. § 10 BauGB beschlossen." 

Bekanntmachungsanordnung 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wird gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Geltungsbereich ist im beigefügten Lageplan, welcher keine Planaussagen enthält, 
gekennzeichnet. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt dieser Bebauungsplan 
gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 

Der Bebauungsplan mit zugehöriger Begründung wird im Rathaus der Stadt Marsberg, Amt für 
Planung und Liegenschaften, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Zusätzlich können die rechtskräftigen Bebauungspläne auf der Internetseite der 
Stadt Marsberg 

https://www.marsberg.de 

unter der Rubrik "Bürger"; Unterpunkte "Bauen und Wohnen", - "Bauleitplanung", -
"Rechtskräftige Bebauungspläne" eingesehen werden. 

Hinweise: 
1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 

Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch den Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

2) Auf die Vorschriften des§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen: Unbeachtlich werden 
a) eine nach§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Normvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
c) nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Marsberg unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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3) E ine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
kann gemäß§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und dabei 

die verletzende Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.04.2022 
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Stadt M a r s b e r g 
- Der Bürgermeister -
Amt für Planung und Liegenschaften 
AZ: 61 - 26- 04/11 

Marsberg, den 04.04. 2022 

B e k a n n t m a c h u n g  

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 "Gewerbegebiet Zur Egge" 
der Stadt Marsberg im Stadtteil Meerhof 

hier: - Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 03.02.2022 gern. § 10 BauGB i.V.m. 
§§ 7 und 41 GO NRW die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 "Gewerbegebiet Zur Egge" 
im Stadtteil Meerhof als Satzung beschlossen: 

"Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 "Gewerbegebiet Zur Egge" wird einschließlich 
der zugehörigen Begründung als Satzung gern. § 10 BauGB beschlossen." 

Bekanntmachungsanordnung 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wird gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Geltungsbereich ist im beigefügten Lageplan, welcher keine Planaussagen enthält, 
gekennzeichnet. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt dieser Bebauungsplan 
gern. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 

Der Bebauungsplan mit zugehöriger Begründung sowie dem Umweltbericht wird im Rathaus der 
Stadt Marsberg, Amt für Planung und Liegenschaften, während der Dienststunden zu 
jedermanns Einsicht bereitgehalten. Zusätzlich können die rechtskräftigen Bebauungspläne auf 
der Internetseite der Stadt Marsberg 

https: //www. marsberg .de 

unter der Rubrik "Bürger"; Unterpunkte "Bauen und Wohnen", - "Bauleitplanung", -
"Rechtskräftige Bebauungspläne" eingesehen werden. 

Hinweise: 
1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB Ober die fristgerechte 

Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch den Bebauungsplan und Ober das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

2) Auf die Vorschriften des§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen: Unbeachtlich werden 
a) eine nach§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Normvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

Ober das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
c) nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenOber der Stadt Marsberg unter Darlegung des die Verletzung 
begrOndenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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3) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
kann gemäß§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der BOrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenOber der Stadt Marsberg vorher gerügt und dabei 

die verletzende Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.04.2022 
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M. 1 : 5.000 



Stadt M a r s b e r g 
- Der Bürgermeister -

Marsberg, den 04. 04. 2022 

Amt für Planung und Liegenschaften 
AZ.: 61 - 26 - 04/11 

B e k a n n t m a c h u n g 

Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Herfeld 111" 
der Stadt Marsberg im Stadtteil Meerhof 

hier: - Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 06. 05. 2021 gem. § 10 BauGB i.V.m. 
§§ 7 und 41 GO NRW den Bebauungsplan Nr. 4 "Herfeld" im Stadtteil Meerhof als Satzung 
beschlossen: 

"Der Bebauungsplan Nr. 4 "Herfeld II!" im Stadtteil Meerhof 
und die zugehörige Begründung werden als Satzung beschlossen." 

Bekanntmachungsanordnung 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wird gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Geltungsbereich ist im beigefügten Lageplan, welcher keine Planaussagen enthält, 
gekennzeichnet. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt dieser Bebauungsplan 
gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 

Der Bebauungsplan mit zugehöriger Begründung wird im Rathaus der Stadt Marsberg, Amt für 
Planung und Liegenschaften, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Zusätzlich können die rechtskräftigen Bebauungspläne auf der Internetseite der 
Stadt Marsberg 

https://www.marsberg.de 

unter der Rubrik "Bürger"; Unterpunkte "Bauen und Wohnen", - "Bauleitplanung", -
"Rechtskräftige Bebauungspläne" eingesehen werden. 

Hinweise: 
1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 

Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch den Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

2) Auf die Vorschriften des§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen: Unbeachtlich werden 
a) eine nach§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Normvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
c) nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Marsberg unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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3) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
kann gemäß§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der BOrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenOber der Stadt Marsberg vorher gerügt und dabei 

die verletzende Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04. 04. 2022 
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